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Preußiſche Geſetzzammlung 


1925 Ausgegeben zu Berlin, den 28. November 1925 Nr. 37 
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betreffend Anordnung kirchlicher Neu- und Reparaturbauten in den katholiſchen Diözeſen, S. 161. — Geſetz zur Anderung 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze, S. 162. — Verordnung über die einheitliche Auflöſung des zu dem 
Generalleutnant Martin Ernſt von Schlieffenſchen Familienfideikommiß gehörenden Majoratsfonds, S. 167. 


(Nr. 13028.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln für die Schnelldampferlinie Swinemünde Pillau. 
Vom 19. November 1925. F 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung des auf Preußen entfallenden Anteils 


an den Koſten für den Neubau von zwei Schiffen für die Weiterführung der Schnelldampferlinie 
Swinemünde Pillau einen Betrag bis zu 1 873 000 Reichsmark zu verwenden. 


a $ 2. 

Der Finangminifter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 3 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 19. November 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13029.) Staatsgeſetz, betreffend Anordnung kirchlicher Neu⸗ und Reparaturbauten in den katholiſchen 
Diözeſen. Vom 24. November 1925. 


Der Landtag hat folgendes Ser beſchloſſen: 


Artikel 1. 


(1) Über die Anordnung von Neu- und Reparaturbauten bei Kirchen-, Pfarr- und Küſter⸗ 
gebäuden, wenn die Küſterei mit der Schule nicht verbunden iſt, ſowie anderen der kirchlichen 
Baulaſt unterworfenen Baulichkeiten, über die öffentlich- rechtlichen Verpflichtungen zur Aufbringung 
der Baukoſten ſowie über die Verteilung derſelben auf Kirchengemeinden, kirchliche Verbände und 
Drittverpflichtete beſchließt, ſofern Streit entſteht, auf Antrag vorläufig die Staatsbehörde. Auf 
Antrag iſt über die Notwendigkeit des Baues, die Zweckmäßigkeit und Art der Bauausführung 


vorab zu beſchließen. 
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(2) Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ftatt. Dieſelbe iſt, 
ſoweit der Inanſpruchgenommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Rechtes ſtatt ſeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. 

(3) Auch im übrigen unterliegen Streitigkeiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die 
öffentlich- rechtliche Verbindlichkeit zum Bau oder zur Unterhaltung eines der im Abſ. 1 bezeichneten 
Gebäude ganz oder teilweiſe obliegt, der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. 

(4) Die Klage iſt in den Fällen des zweiten Abſatzes innerhalb eines Monats anzubringen. 
Die zuſtändige Behörde kann zur Vervollſtändigung der Klage eine angemeſſene Nachfriſt gewähren. 
Durch den Ablauf dieſer Friſten wird jedoch die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Er- 
ſtattung des Geleiſteten gegen einen aus Gründen des öffentlichen Rechtes verpflichteten Dritten 
nicht ausgeſchloſſen. : 

(5) Zuſtändig im Verwaltungsſtreitverfahren ift in erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß. 

(6) Auf den Beſchluß der Staatsbehörde findet $ 53 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung Anwendung. 


(7) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden bei der Beſchaffung und Inſtandſetzung von Zubehör- 
ſtücken entſprechende Anwendung. 
Artikel 2. 


(1) Unbefchadet der Erhebung der Klage im Verwaltungsſtreitverfahren nach Abf. 2 des 
vorigen Artikels ſind Kirchengemeinden, kirchliche Verbände und Drittverpflichtete berechtigt, gegen 
den Beſchluß der Staatsbehörde, inſoweit über die Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit oder Art des 
Baues oder der Bauausführung Feſtſetzungen getroffen ſind, innerhalb eines Monats Beſchwerde 
an die Aufſichtsbehörde einzulegen. 


(2) Iſt gleichzeitig oder ſpäter Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben, ſo kann das 
Oberverwaltungsgericht das Verfahren zeitweiſe einſtellen, bis die Entſcheidung über die Beſchwerde 
ergangen iſt. Die Staatsbehörde hat das Verwaltungsgericht von der Einlegung der Beſchwerde 
und von der darauf ergangenen Entſcheidung in Kenntnis zu ſetzen. 


: Artikel 3. 
(1) Das Staatsminiſterium beſtimmt die zuſtändigen Behörden. : 
e) Der für kirchliche Angelegenheiten zuſtändige Minifter wird mit der Ausführung dieſes 
Geſetzes beauftragt. : : 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Gefeg wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. November 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
N Braun. Becker. 


(Rr. 13030.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze. 
Vom 27. November 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
N Artikel J. 


Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 487) in der Faſſung der Verordnungen vom 24. November 1923 (Gefesfamml. S. 535), 
vom 17. Januar 1924 (Gefegfamml. S. 45), des Gefeges vom 18. Februar 1924 (Geſetzſamml. 
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S. 113), der Verordnung zur Ausführung der Dritten Steuernotverordnung des Reichs (Preußiſche 
Steuernotverordnung) vom 1. April 1924 (Gefebfamml. S. 191), der Zweiten Preußiſchen Steuer⸗ 
notverordnung vom 19. Juni 1924 (Geſetzſamml. S. 555), der Verordnung vom 11. November 1924 
(Geſetzſamml. S. 732) und der Verordnung zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichsgeſetze ſowie der Preußiſchen Steuernotverordnung und der Ausführungsverordnung 
zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 44) wird wie 
folgt geändert: 
§ 1. 


§ la erhält mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 ab folgende Faſſung: 

Von den nach § 38 des Finanzausgleichsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes über 
Anderungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. Auguſt 1925 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 254) dem Lande für die Zeit vom 1. Oktober 1925 zugeführten An⸗ 
teilen an der Umſatzſteuer erhalten die Gemeinden und Landkreiſe 55 vom Hundert (Ge- 
meindeanteil an der Umſatzſteuer). 


(oy 


Hinter $ 4 wird folgender $ Aa eingefügt: 

Als Anteil an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer und an der Umſatz⸗ 
ſteuer gelten auch die Beträge, die vom Reich auf Grund des Artikels 1 § 4 des Geſetzes 
über Anderungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 
10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 254) zur Deckung eines etwaigen Ausfalls an 
der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer beziehungsweiſe an der Umſatzſteuer zur 
Verfügung geſtellt werden. 

9 3. 


$ 9 Abſ. 1 bis 3 erhalten mit Wirkung vom 1. April 1925 ab folgende Faſſung: 

(1) Die nach § 6 Abſ. 1 den Gemeinden für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 
zuſtehenden Anteile an der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer werden jeweils nach 
dem Verhältniſſe der Rechnungsanteile verteilt, die nach den Vorſchriften der $$ 21 bis 28 
des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt worden ſind. Beträgt der von einer Gemeinde 
zu erwartende Kopfbetrag der Überweiſungen aus der Reichseinkommen- und Körperſchafts⸗ 
ſteuer bei Zugrundelegung dieſer Rechnungsanteile und eines für jedes der Rechnungs⸗ 
jahre 1925 und 1926 zur Ausſchüttung gelangenden Betrags von 0,75 Reichsmark für 
jeden Rechnungsanteil der Einkommenſteuer und 0,53 Reichsmark für jeden Rechnungs⸗ 
anteil der Körperſchaftsſteuer weniger als 100 vom Hundert des Kopfbetrags ihres 
Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1911 nach dem Stande des 
1. Januar 1912, ſo ſind ihre Rechnungsanteile ſo weit zu erhöhen, daß bei Zugrunde⸗ 
legung der genannten Einheitsbeträge der Kopfbetrag der Überweiſungen aus der Reichs⸗ 
einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer 100 vom Hundert des Kopfbetrags des Gemeinde— 
einkommenſteuerſolls für 1911 erreicht; ſoweit er für das Rechnungsjahr 1925 mehr 
als 200 vom Hundert, für das Rechnungsjahr 1926 mehr als 150 vom Hundert beträgt, 
ſind die Rechnungsanteile ſo weit herabzuſetzen, daß die Gemeinde von dem 200 vom Hundert 
beziehungsweiſe 150 vom Hundert überſteigenden Betrage nur 10 vom Hundert erhält. 
Auf Antrag des Gemeindevorſtandes tritt an Stelle des Kopfbetrags des Gemeindeein— 
kommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1911 der Kopfbetrag des Gemeindeeinfommen- 
ſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1913 nach dem Stande des 31. März 1914, ſoweit 
er um mehr als 20 vom Hundert höher iſt, oder der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1914 nach dem Stande des 31. März 1915, ſoweit 
er um mehr als 40 vom Hundert höher iſt. Soweit das Gemeindeeinkommenſteuerſoll 
für die Rechnungsjahre 1911, 1913 und 1914 in den Ergebniſſen der amtlichen 
ſtatiſtiſchen Erhebungen niedergelegt iſt, ſind dieſe Ergebniſſe maßgebend 

(2) Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll für 
die Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 iſt die ortsanweſende Bevölkerung nach der 
Volkszählung des Jahres 1910, für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungs— 


161 


jahr 1925 die ortsanweſende Bevölkerung nach der Volkszählung des Jahres 1919 unter 
Berückſichtigung der bis zum 31. März 1925 erfolgten Ein- und Ausgemeindungen, für 
die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1926 die ortsanweſende Bevölkerung 
(unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorüber⸗ 
gehend Anweſenden) nach der Volkszählung des Jahres 1925 unter Berückſichtigung der 
bis zum 31. März 1926 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militär⸗ 
perſonen zugrunde zu legen; für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungs⸗ 
jahr 1925 wird im übrigen auf Antrag des Gemeindevorſtandes, wenn ſich ergibt, daß 
ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden 
und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach dem Stande 
vom 10. Oktober 1924 gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volkszählung 
des Jahres 1919 um mehr als 20 vom Hundert erhöht hat, der nach der Volkszählung 
des Jahres 1919 maßgebenden Bevölkerungszahl die Erhöhung hinzugerechnet, ſoweit ſie 
20 vom Hundert überſteigt. 


(3) Hat ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend 
Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach 
der Volkszählung von 1925 gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volks— 
zählung des Jahres 1910 (für das Rechnungsjahr 1925 unter Berückſichtigung der bis 
zum 31. März 1925, für das Rechnungsjahr 1926 unter Berückſichtigung der bis zum 
31. März 1926 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen) nach Abzug der Militärperſonen 
um mehr als 25 vom Hundert erhöht, kann auf Antrag des Gemeindevurftandes der für 
die Errechnung des Kopfbetrags für die Rechnungsjahre 1925 und 1926 maßgebenden 
Bevölkerungszahl die Erhöhung gegenüber 1910, ſoweit ſie 25 vom Hundert aber nicht 
30 vom Hundert überſteigt, bis zum Einfachen, ſoweit ſie 30 vom Hundert aber nicht 
35 vom Hundert überſteigt, bis zum Doppelten, ſoweit ſie darüber hinausgeht, bis zum 
Dreifachen hinzugerechnet werden. 

(1) Die Anträge müſſen innerhalb einer Friſt von ſechs Wochen nach Verkündung 
dieſes Geſetzes bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geftellt fein. Für das Rechnungs⸗ 
jahr 1926 müſſen die Anträge nach Abſ. 3 bis zum 1. Mai 1926 geſtellt ſein. 


§ 4. 


$ 9b erhält mit Wirkung vom 1. April 1925 ab folgenden 2. Abſ.: 
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(2) Ergibt fic) aus einer nachträglichen Veränderung der Rechnungsanteile einer Gemeinde 
(Gutsbezirks) für das Rechnungsjahr 1925 oder 1926 eine Rückzahlungsverpflichtung, 
ſo können zurückzuzahlende Beträge zu Laſten des Gemeindeanteils an der Reichseinkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer von den beteiligten Miniſtern ganz oder zum Teil niedergeſchlagen 
werden, ſoweit ſie 10 vom Hundert der auf die Gemeinde für das Rechnungsjahr 1925 
beziehungsweiſe 1926 aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer entfallenden Über- 


weiſungen überſteigen. Soweit danach Beträge hätten niedergeſchlagen werden können, die für das 


Rechnungsjahr 1925 bereits zurückgezahlt worden find, können fie nachträglich nieder- 
geſchlagen und der Gemeinde (Gutsbezirk) wieder zugeführt werden. o; 


$ 5. 
10 erhält mit Wirkung vom 1. April 1926 ab folgende Faſſung: 

(1) An den nach § 7 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Anteilen an der Umſatz⸗ 
ſteuer werden die Gemeinden unter Zugrundelegung der bei der letzten, vor Beginn des 
laufenden Rechnungsjahrs ſtattgehabten Volkszählung ermittelten ortsanweſenden Bevölke⸗ 
rung (unter Hinzurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vor⸗ 
übergehend Anweſenden) nach Abzug der Militärperſonen beteiligt, und zwar : 

für die erften 2000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,00, 

für die weiteren 3 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,25, 

für die weiteren 5 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,50, 
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für die weiteren 15 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,75, 

für die weiteren 25 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 1,90, 

für die weiteren 50 000 Einwohner zu einem Verhältnisſatze von 2,00, 

für die darüber hinausgehende Einwohnerzahl zu einem Verhältnisſatze von 2,25 für 
den Einwohner. 


(2) Die dieſer Berechnung zugrunde zu legende einfache Einwohnerzahl iſt bei einer 
Gemeinde, in der die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder den für die Größengruppe (Abf. 1) 
dieſer Gemeinde durchſchnittlichen Hundertſatz der ortsanweſenden Bevölkerung (unter Hin⸗ 
zurechnung der vorübergehend Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend An⸗ 
weſenden) überſchreitet, für jedes über den auf volle Zehntelprozent nach oben abgerundeten 
Durchſchnitt hinausgehende Zehntelprozent um ein Hundertſtel zu erhöhen. Die Minifter 
des Innern und der Finanzen ſtellen nach dem Stande vom 1. Februar 1925 feſt, was 
als der durchſchnittliche Hundertſatz anzuſehen iſt. 5 


§ 6. 
$ 17 Abſ. 2 erhält vom Tage der Verkündung dieſes Gefeges ab folgende Faſſung: 
Beſchlüſſe, die für die Zuſchläge zu den Überweiſungen und zu den Realſteuern ein 
höheres Verhältnis als 1: 3, und Beſchlüſſe, die die Zuſchläge zur Grundvermögensſteuer 


anders als die zur Gewerbeſteuer feſtſetzen, ſowie Beſchlüſſe, nach denen von den Über⸗ 
weiſungen mehr als 30 vom Hundert erhoben werden ſollen, bedürfen der Genehmigung. 


§ 7. 
Hinter $ 17 wird folgender $ 17a eingeſchaltet: 

Die Landkreiſe dürfen die ihnen zur Weiterleitung an die Gemeinden (Gutsbezirke) 
überwieſenen Beträge aus der Reichseinkommen⸗, Körperſchafts⸗ und Umſatzſteuer nur in 
Höhe fälliger Kreisabgaben, ſoweit die einzelne Gemeinde (Gutsbezirk) mit der Zahlung 
im Rückſtand iſt, aufrechnen oder zurückbehalten; im übrigen iſt im Verhältniſſe zwiſchen 
Landkreiſen und kreisangehörigen Gemeinden (Gutsbezirken) eine Aufrechnung oder Zurück⸗ 
behaltung ausgeſchloſſen. 


§ 8. 
Im $ 21a wird die Zahl „1925“ durch die Zahlen „1925 und 1926“ erſetzt. 


$ 9. 
§ 32 erhält mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 ab folgende Faſſung: 


Die Stadt- und Landkreiſe find berechtigt, bei Veräußerung von Grundſtücken Zu⸗ 
wachsſteuer zu erheben. Sie ſind dazu verpflichtet, ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt, 
deren Veräußerer das Eigentum an den Grnndſtücken in der Zeit vom 1. Januar 1919 
bis zum 31. Dezember 1924 erworben haben; entſprechende Steuerordnungen können in 
Landkreiſen für die Zeit bis zum 31. März 1926 auch durch Beſchluß des Kreisaus- 
ſchuſſes erlaſſen werden. 


§ 10. 
Hinter $ 32 wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1925 ab folgender $ 33 eingefügt: 


Von dem Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer erhalten die Stadt- und Landkreiſe 
ein Fünftel nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens, der Reſt wird nach Abzug eines 
Betrags in Höhe von 8 vom Hundert auf die Stadt- und Landkreiſe nach Maßgabe 
der einfachen Bevölkerungszahl ($ 9 Abſ. 2) verteilt. Beträgt die Zahl der in einem 
Stadt- oder Landkreiſe laufend unterſtützten Kleinrentner und laufend unterſtützten Empfänger 
von Invaliden, Mitmer-, Witwen⸗ und Waiſenrenten und von Ruhegeld aus der Invaliden- 
und Angeſtelltenverſicherung für das Rechnungsjahr 1925 nach dem Stande vom Oktober 1924 
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mehr als 2 vom Hundert, für das Rechnungsjahr 1926 nach dem Stande vom 1. Sep- 
tember 1925 mehr als 1,5 vom Hundert der Bevölkerung, fo iſt auf Antrag für die Be- 
rechnung des Anteils die Bevölkerungszahl des Stadt- oder Landkreiſes für jedes weitere 
volle Zehntelprozent um ein Zehntel zu erhöhen. Der Antrag muß innerhalb einer Friſt 
von ſechs Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes bei der Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz 

geſtellt fein. Von den nicht zur Verteilung auf die Stadt- und Landkreiſe gelangenden 
8 vom Hundert werden den beteiligten Miniſtern 3 vom Hundert zur Unterſtützung ſolcher 
Stadt- und Landkreiſe überwieſen, die durch Fürſorge für die aus den abgetretenen Gebieten 
eingewanderten hilfsbedürftigen Perſonen beſonders belaſtet ſind, und 5 vom Hundert zur 
Anterſtützung folder Stadt. und Landkreiſe, die durch Fürſorge für ſolche Perſonen 
beſonders belaſtet ſind, die nach Ablauf der für die Erwerbsloſenfürſorge maßgebenden 
Friſten aus dieſer ausgeſchieden find und, ohne Arbeit gefunden zu haben, aus Mitteln 
der gemeindlichen Wohlfahrtspflege unterſtützt werden müſſen. 2 


Sid: 


Im $ 40 ift hinter den Worten „vom 19. Mai 1885 (Geſetzſamml. S. 169) einzufügen 
„ferner in dem Geſetze vom 5. Januar 1878, betreffend die Teilnahme an den Koſten des Baues 
und der Unterhaltung der Landſtraßen in den Hohenzollernſchen Landen, (Geſetzſamml. S. 5).““ 


$ 12. 
§ 56 erhält folgende Faſſung: 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1927 außer Kraft. 


Artikel II. 


Hinter $ 77 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Gefesfamml. S. 152) wird 
unbeſchadet bereits ergangener anderweiter rechtskräftiger Entſcheidungen mit Wirkung vom 1. April 
1924 ab folgender $ 77a eingeſchaltet: 

Erteilt die Genehmigungsbehörde die Genehmigung für Zuſchläge (Hundertſätze) zu 
den vom Staate veranlagten Realſteuern oder Steuerſätzen der beſonderen Grundſteuerord⸗ 
nungen nicht in voller Höhe, fo bedarf es zur Rechtswirkſamkeit der Zuſchläge (Hundert, 
ſätze) oder Steuerſätze in der genehmigten Höhe eines beitretenden Gemeindebeſchluſſes nicht. 


Artikel III. 


$ 12 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der 
Faſſung der Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 (Gefegfamml. ©. 555), 
des Geſetzes zur Anderung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 619) und der Verordnung zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum 
Finanzausgleichsgeſetz ſowie der Preußiſchen Steuernotverordnung und der Ausführungsverordnung 
zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 44) erhält mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1925 folgende Faſſung: 
Über die Verteilung des Gemeindeanteils an der Hauszinsſteuer ($ 2 Abſ. 2) trifft 
das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze Beſtimmung. 


Artikel IV. 


Der $ 2 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 29. Septemher 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 455) erhält mit Wirkung für die nach dem 1. Januar 1926 eingehenden Beträge fol⸗ 
gende Faſſung: 

Die Beſtimmung des $ 1 gilt auch für die kraft ſtaatlichen Auftrags vorgenom⸗ 
menen Amtshandlungen von nichtſtaatlichen Organen mit der Maßgabe, daß die hierfür 
erhobenen Gebühren in die Kaſſe derjenigen Stelle fließen, deren Organ die gebühren⸗ 
pflichtige Amtshandlung vorgenommen hat. : 


RETIRO 
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Artikel V. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, den Text des Geſetzes, wie er ſich nunmehr geſtaltet 
hat, durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. November 1925. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13031.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des zu dem Generalleutnant Martin Ernſt 
von Schlieffenſchen Familienfideikommiß gehörenden Majoratsfonds. Vom 12. November 1925. 


Die Auflöſung des zu dem Generalleutnant Martin Ernſt von Schlieffenſchen Familienfideikommiß ge⸗ 
hörenden Majoratsfonds erfolgt nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Sted 
Preußen und dem Freiſtaate Medlenburg- Schwerin vom 30. September 1925. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur 1 dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


Berlin, den 12. November 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun, 
zugleich für den Juſtizminiſter. 


Vereinbarung 


zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Freiſtaate Mecklenburg⸗Schwerin 
wegen einheitlicher Auflöſung des zu dem Generalleutnant Martin Ernſt von Schlieffenſchen 
Familienfideikommiß gehörenden Majoratsfonds. 


Die Regierungen der Freiſtaaten Preußen und Mecklenburg⸗Schwerin treffen folgende Vereinbarung: 
Die Auflöſung des zu dem Generalleutnant Martin Ernſt von Schlieffenſchen Familienfidei⸗ 
kommiß gehörenden Majoratsfonds ſoll einheitlich nach den Mecklenburg⸗Schwerinſchen Vorſchriften 
durch die Mecklenburg⸗Schwerinſche Auflöſungsbehörde erfolgen. 


Berlin, den 30. September 1925. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium 
unter dem 21. Juli 1925 erteilten Vollmacht. 
Dr. Ernſt Kübler, 


Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat, Miniſterialdirektor a. D., 
Präſident des Landesamts für Familiengiiter. 


Im Namen der Mecklenburg⸗Schwerinſchen Staatsregierung auf Grund der vom Mecklenburg: 
Schwerinſchen Staatsminiſterium unter dem 18. September 1925 erteilten Vollmacht. 
Dr. Friedrich Tiſchbein, 
Miniſterialdirektor, Mecklenburg ⸗Schwerinſcher Gefandter. 
N 
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